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zum dritten Bericht der Enquete-Kommission 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" 
— Drucksache 11/8030 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt den dritten Bericht der Enquete-
Kommission Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre. Er teilt die 
Einschätzung der Kommission, daß die bekannten Daten und For-
schungsergebnisse zum „Treibhauseffekt" und den weltweit zu 
erwartenden Klimaveränderungen sowie zum Abbau der Ozon-
schicht nationale Sofortprogramme und langfristige Strategien zur 
Reduktion der Emissionen klimarelevanter Spurengase notwen-
dig machen. Er fordert die Bundesregierung in Übereinstimmung 
mit der Kommission daher auf, „den Kabinettbeschluß zur Ver-
minderung der CO2-Emissionen vom 30. Juni 1990 " auszuweiten, 
zu verschärfen und in Maßnahmepaketen zu konkretisieren. Da-
bei ist von den im dritten Bericht der Enquete-Kommission 
genannten prozentualen Reduktionszielen auszugehen. Bis zum 
Jahre 2005 sind die Emissionen von 

CO2 	um mindestens 30 Prozent, 
Methan 	um mindestens 30 Prozent, 
Stickoxyden 	um mindestens 50 Prozent, 
Kohlenmonoxyd um mindestens 60 Prozent 

von flüchtigen organischen Verbindungen ohne Methan um min-
destens 80 Prozent zu vermindern. Außerdem ist ein Sofortverbot 
von FCKW und Halonen dringend erforderlich. Davon sind nur 
unabweisliche, notwendige medizinische Einsatzbereiche befri-
stet auszunehmen. 

Der Deutsche Bundestag teilt die Einschätzung der Kommission, 
daß diese Verminderungen der Emissionen realisierbar sind, 
wenn die erforderlichen Maßnahmen konkretisiert, eingeleitet 
und schnellstmöglich umgesetzt werden. 
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Auch wenn bei den notwendigen Maßnahmen ein international 
abgestimmtes Vorgehen wünschenswert ist, darf dies nicht dazu 
führen, daß nationale Maßnahmen zurückgestellt werden. Wegen 
ihres hohen pro-Kopf-Energieverbrauchs und der damit verbun-
denen hohen CO2-Emissionen ist die Bundesrepublik Deutsch-
land verpflichtet, bei Maßnahmen zum Klimaschutz international 
eine Vorreiterrolle zu übernehmen. Mit einem pro-Kopf-Anteil 
von 13,7 Tonnen pro Jahr nimmt das vereinte Deutschland die 
4. Stelle in der Reihenfolge der größten CO 2-Emittenten ein. 

Der Deutsche Bundestag teilt die Auffassung der Kommission, 
daß Energieeinsparung durch rationelle Energienutzung und 
-umwandlung sowie durch energiebewußtes Verhalten Priorität 
beim Erreichen der gestreckten Reduktionsziele haben sollte. Er 
stellt fest, daß der Bericht zu dem Ergebnis kommt, daß eine 
Klimaschutzpolitik mit dem Ausstieg aus der Atomenergie ver-
einbar ist. Mittelfristig fördert der Ausstieg aus der Atomenergie 
eine beschleunigte Marktdurchsetzung der Solarenergie und der 
rationellen Energieverwendung. 

Unabhängig von den Empfehlungen der Kommission für umfas-
sende Konzepte und Maßnahmen in der nächsten Legislatur-
periode, hält es der Deutsche Bundestag für erforderlich, daß die 
Bundesregierung noch in diesem Jahr Beschlüsse für Sofortmaß-
nahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen ergreift. 

Dabei sind insbesondere folgende Maßnahmen dringlich zu reali-
sieren: 

1. Die Energiepreise sind durch eine Erhöhung der Steuern auf 
Kraftstoffe einschließlich Flugbenzin, leichtes Heizöl und Gas 
aufkommensneutral so anzuheben, daß ein wirksamer Anreiz 
zur sparsamen und rationellen Nutzung dieser Energieträger 
entsteht. Das Aufkommen aus den höheren Energiesteuern ist 
über Entlastungen bei der Lohn- und Einkommenssteuer, er-
höhte Sozialleistungen sowie durch Maßnahmen zur Verbes-
serung des öffentlichen Personennahverkehrs an die Bürger 
zurückzugeben. Für Fernpendler ist ein Ausgleich über eine 
erhöhte steuerliche Absetzbarkeit der Wegekosten zu schaf-
fen. 

2. Für Großfeuerungsanlagen und Industriefeuerungsanlagen 
(genehmigungsbedürftige Anlagen nach dem Bundesimmis-
sionsschutzgesetz) ist eine Schadstoff-Abgabe auf CO 2, son-
stige klimawirksame Spurengase und umwelt- und gesund-
heitsschädliche Schadstoffe zu erheben. Die Höhe der Abgabe 
ist so zu bemessen, daß wirksame Anreize entstehen, den 
Wirkungsgrad dieser Anlagen zu erhöhen und weitere Maß-
nahmen zur Vermeidung und Rückhaltung von Luftschadstof-
fen zu ergreifen. Das Aufkommen der Abgabe ist für entspre-
chende Investitionen zweckgebunden und gruppennützig zu 
verwenden. 

3. Das Energiewirtschaftsgesetz aus dem Jahre 1935 ist so zu 
novellieren, daß die Anbieter leitungsgebundener Energien 
gesetzlich auf das Ziel der sparsamen und rationellen Energie-
verwendung verpflichtet werden. Diesem Ziel hat auch die 
Gestaltung von Tarifordnungen in erster Linie zu dienen. 
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4. Die Wärmeschutzverordnung aus dem Jahr 1982 ist zu novel-
lieren mit dem Ziel, den Heizenergiebedarf von Neu- und 
Altbauten deutlich zu reduzieren. 

5. Die Förderung von Energieeinsparinvestitionen an Gebäuden 
durch steuerliche Abschreibungsmöglichkeiten und direkte 
Zuschüsse muß fortgeschrieben und ausgeweitet werden. Die 
Umstellung von Einzelfeuerungen auf Braunkohlebasis in den 
neuen Bundesländern auf moderne Heizungsanlagen ist ge-
sondert und verstärkt zu fördern. 

6. Es ist ein Fünf-Jahres-Bund-Länderprogramm zur Förderung 
des Ausbaus der Nah- und Fernwärmeversorgung auf der 
Basis von Kraft-Wärme-gekoppelten Anlagen aufzulegen. 

7. Es sind Höchstverbrauchsgrenzwerte für Kfz (ggf. in Form 
einer Flottenverbrauchsregelung) festzulegen, die den Durch-
schnittsverbrauch neu zugelassener Kfz bis zum Jahre 2000 
auf 5 Liter Kraftstoff pro 100 km reduzieren. 

8. Die Kilometerpauschale ist in eine allgemeine Entfernungs-
pauschale umzuwandeln. 

9. Innerdeutsche Flüge sind zu reduzieren und der Flugverkehr 
ist möglichst auf die Schiene zu verlagern. 

10. Es ist eine Geschwindigkeitsbegrenzung von 120 km/h auf 
Autobahnen, von 90 km/h auf Landstraßen und 30 km/h in 
Wohngebieten in der Bundesrepublik Deutschland einzufüh-
ren. Durch eine Vorschrift zum Einbau von Geschwindigkeits-
reglern ist die Einhaltung bestehender Geschwindigkeitsbe-
grenzungen für Lkw sicherzustellen. 

Diese Maßnahmen sind schnell umsetzbar und versprechen eine 
schnelle Reduzierung der CO 2-Emissionen. Zur Erreichung der 
oben genannten Reduktionsziele sind jedoch weitere Maßnahmen 
entsprechend den Empfehlungen der Kommission notwendig. 

Bonn, 29. Oktober 1990 

Dr. Vogel und Fraktion 




